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Einleitung 

Wie wehrhaft ist die österreichische Gesellschaft? Die Beantwortung dieser Frage ist essenzi
ell für den österreichischen Staat und seine Gesellschaft. Wie jeder andere Staat inner
halb des Systems kollektiver Sicherheit der Vereinten Nationen (VN; eng.: United Nati
ons Organization, UNO) hat auch Österreich gemäß Artikel 51 der UNO-Charta im Fall 
eines Angriffs das Recht auf individuelle und kollektive Selbstverteidigung. Österreich 
versteht Selbstverteidigung aber nicht nur als ein Recht, sondern hat sich als neutraler 
Staat und durch sein Neutralitätsgesetz auch die Pflicht auferlegt, das eigene Staats
gebiet im Notfall militärisch verteidigen zu können (siehe hierzu auch den Beitrag von 
Stephan Wittich in diesem Band).1 Eine Gesellschaft, die nicht wehrhaft ist, stellt somit 
ein fundamentales Problem für die Sicherheit des Staates dar und macht dessen Exis
tenz in einem sicherheitspolitisch herausfordernden Umfeld vom Wohlwollen anderer 
abhängig. 

Die Frage nach der Wehrhaftigkeit ist für Österreich aber auch vor dem Hintergrund 
von vier Entwicklungen von besonderer Bedeutung. Erstens, wie Martin Senn in seinem 
Beitrag in diesem Band aufzeigt, hat sich Österreichs geopolitische Lage – weg von ei
nem neutralen Trennraum hin zu einem neutralen Binnenraum im Zentrum der Euro
päischen Union (EU) und umgeben von befreundeten Staaten der Nordatlantikvertrags- 
Organisation (eng.: North Atlantic Treaty Organization NATO) – gewandelt. Damit rela
tivierte sich zunächst das potenzielle Problem, vielleicht nicht ausreichend wehrhaft zu 
sein. Dem steht jedoch zweitens gegenüber, dass sich die Welt in einem »Moment der 
Ordnungsbildung«2 befindet. Der russländische Angriffskrieg gegen die Ukraine und 
Abkehr der USA von Europa haben die europäische Sicherheitsarchitektur nachhaltig 
verändert. Die Frage der Wehrhaftigkeit von Staaten und Gesellschaften rückt damit 
wieder unvermeidlich in den Vordergrund. 

Eng damit verbunden sind drittens die geänderten rechtlichen Rahmenbedingungen 
der Gemeinsamen Außen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik Europas. Durch Arti
kel 42 Absatz 7 des Vertrags über die Europäische Union gibt es mittlerweile eine Bei
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standspflicht im Falle eines militärischen Angriffs auf einen Mitgliedstaat. Auch wenn 
die »Irische Klausel« neutralen Staaten wie Österreich die Option gewährt, diesen Bei
stand auf nicht-militärische Beiträge zu begrenzen, ist mit diesem Artikel eine Solidari
tätserwartung innerhalb der EU geschaffen worden, derer sich Österreich wohl nur un
ter hohen Reputationskosten entziehen könnte. Und viertens ist die Frage der Wehrhaf
tigkeit der Österreicher:innen vor dem Hintergrund großer Rüstungsbeschaffungen von 
Bedeutung. Wie lassen sich wachsende Investitionen in das Bundesheer3 argumentieren 
und rechtfertigen, wenn die Gesellschaft am Ende des Tages eigentlich gar nicht will, 
dass das Bundesheer für militärische Zwecke eingesetzt wird bzw. selbst nicht bereit ist, 
einen solchen Beitrag zu unterstützen? 

Ziel dieses Artikels ist es daher, ausgehend von bestehender Forschung über die Hin
tergründe und Ursachen der Wehrhaftigkeit von Gesellschaften und auf Grundlage em
pirischer Daten, Antworten auf die Frage zu liefern, wie sich die vergleichsweise gerin
ge Wehrhaftigkeit der österreichischen Bevölkerung erklären lässt. Dazu greifen wir auf 
die Ergebnisse der zweiten Welle des Austrian Foreign Policy Panel Projects (AFP3) zu
rück, im Zuge dessen 3.461 Österreicher:innen über ihre außen- und sicherheitspoliti
schen Einstellungen befragt wurden.4 Wie wir auch aus anderen Umfragen wissen5, ist 
Österreichs Wehrhaftigkeit im europäischen Vergleich außerordentlich niedrig.6 Dieser 
Befund wird auch durch die Ergebnisse von AFP3 einmal mehr untermauert und kon
kretisiert. Wir argumentieren in diesem Artikel aber, dass die Ursachen dafür nicht so 
sehr in einem postmodernen bzw. postheroischen Charakter der österreichischen Ge
sellschaft liegen, wie dies etwa auch Ralph Janik in diesem Band argumentiert. Wir ver
orten die Gründe vielmehr in der fehlenden Debatte über außen- und sicherheitspoliti
sche Bedrohungen, Solidarität im europäischen Kontext und die militärischen Möglich
keiten Österreichs innerhalb der europäischen Sicherheitsarchitektur. Zudem überla
gert der Glaube, die Neutralität sei Teil einer unerschütterlichen österreichischen Iden
tität und schütze davor, in Kriege verwickelt zu werden, die politische Debatte und engt 
den Handlungsspielraum der politischen Akteure ein. 

Dieser Beitrag ist wie folgt aufgebaut. In einem ersten Schritt werden wir zunächst 
definieren, was unter »Wehrhaftigkeit« überhaupt zu verstehen ist und welche Fakto
ren diese beeinflussen. Darauf aufbauend zeigen wir in einem zweiten Schritt und auf 
Grundlage der Befragungsdaten, inwiefern diese Faktoren auf Österreich zutreffen und 
welche Auswirkungen sie auf die Einstellung der Österreicher:innen zur militärischen 
Landesverteidigung haben. In diesem Zusammenhang werden wir auch die Rolle der 
Neutralität thematisieren und darlegen, inwiefern die europäische Solidarität hier ein
fließt. Wir schließen unseren Beitrag mit einer Zusammenfassung unserer Argumenta
tion und einem Ausblick, welche Herausforderungen die aktuell beschränkte Wehrbe
reitschaft der österreichischen Gesellschaft für die Politik mit sich bringt. 
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Was versteht man unter Wehrhaftigkeit und welche Faktoren 
beeinflussen sie? 

Unter Wehrhaftigkeit, oder der willingness to fight (W2F), versteht man die Bereitschaft 
von Menschen, im Falle eines bewaffneten Angriffs auf den eigenen Staat, diesen auch 
mit militärischen Mitteln (wenn notwendig auch mit der Waffe in der Hand) zu verteidi
gen.7 Neben diesem engen Verständnis von Wehrhaftigkeit gibt es allerdings auch noch 
eine breitere Definition, die auch die willingness to resist beinhaltet. Damit ist auch jede 
nicht-militärische Form des Widerstands (zum Beispiel ziviler Ungehorsam) gemeint, 
um einem potenziellen Angreifer seinen militärischen Erfolg zu versagen.8 

In diesem Beitrag werden wir eine Mittelposition einnehmen und definieren Wehr
haftigkeit im erweiterten Sinne als jede Form des Beitrags zur militärischen Landesver
teidigung, die vom Einsatz von Waffengewalt bis hin zu der Versorgung von Soldat:innen 
und der Herstellung kriegswichtiger Güter reicht. Damit grenzt sich diese Definition 
von Wehrhaftigkeit von der zivilen Landesverteidigung (Absicherung der Funktionali
tät staatlicher Einrichtungen) und der wirtschaftlichen Landesverteidigung (Erhalt der 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit eines Staates) ab. 

Wie Torgler in seiner Studie über die Wehrhaftigkeit der OECD-Staaten im Zeitraum 
von 1980–1997 zeigt, gibt es große länderspezifische Unterschiede.9 Während die willing
ness to fight in den skandinavischen Staaten und den USA sehr hoch ist, weisen zentral- 
und südeuropäische Staaten sehr niedrige Werte auf. In Ländern wie Finnland, Norwe
gen oder Schweden liegt die Wehrhaftigkeit der Bevölkerung bei über 80 % und ist im 
Beobachtungszeitraum sogar noch weiter gestiegen. In Staaten wie Belgien, Deutsch
land, Italien oder Japan liegt dieser Wert unter 50 % und sinkt kontinuierlich. Bērziņa 
und Zupa kommen in ihrer aktuelleren Studie aus dem Jahr 2021 zu Lettland zu ähnlich 
niedrigen Werten.10 Dort liegt die Bereitschaft, das eigene Land auch militärisch zu ver
teidigen bei unter 40 %, wobei die Verteidigungsbereitschaft im breiten Sinne (also auch 
mit nicht-militärischen Mitteln) bei 55 % liegt. 

Für einige Autor:innen liegt die Ursache dieser niedrigen und weiter stagnierenden 
Wehrhaftigkeit im postheroischen bzw. postmodernen Wesen dieser Gesellschaften. 
Das steigende Konsumbedürfnis von Menschen, die zunehmende Bedeutung emanzi
patorischer Werte, die fortschreitende Globalisierung und die ökonomische und soziale 
Modernisierung dieser Gesellschaften sind jene Faktoren, die sich in dieser Erklärung 
negativ auf die Wehrhaftigkeit auswirken. So zeigen zum Beispiel Adres, Vanhuysse und 
Vashdi, dass Konsumorientierung und fortschreitende Globalisierung lokale Bindun
gen schwächen und bei Menschen damit die Bereitschaft, Wehrdienst zu leisten und 
mit der Waffe für das eigene Land zu kämpfen, sinkt.11 Bērziņa und Zupa wiederum 
argumentieren, dass der Anstieg emanzipatorischer Werte zu einem Rückgang des 
Nationalstolzes und damit zu einer geringeren W2F führt.12 

Bukkvoll und Steder13 sowie Gat14 verorten den Rückgang der Wehrhaftigkeit vor al
lem in der ökonomischen und sozialen Modernisierung von Staaten. Diese Moderni
sierung erhöht nämlich die individuellen Opportunitätskosten und führt dadurch zur 
Reduktion der W2F. Mit Opportunitätskosten ist gemeint, dass die steigenden Lebens
chancen (das heißt die Chancen auf ein gutes und längeres Leben) von Menschen zu 
mehr existentieller Sicherheit führen, wodurch sich auch die Kosten erhöhen, wehrhaft 
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zu sein. Je höher also die wirtschaftliche und demokratische Entwicklung eines Staates, 
desto geringer wird die Wehrhaftigkeit seiner Gesellschaft.15 Reznik sieht in diesem Zu
sammenhang sogar einen Verstärkungseffekt: Je größer die existentielle Sicherheit von 
Staaten, desto eher können sich deren Gesellschaften emanzipatorische Werte leisten 
und desto geringer wird ihre Wehrhaftigkeit mit fortlaufender Zeit.16 

Ähnlich sehen das auch Autor:innen, die für den Rückgang der Wehrhaftigkeit ei
ne Verschiebung des Stellenwerts von Individuen auf Kosten von Gesellschaften beob
achten.17 Prä-moderne Gesellschaften, so die Argumentation, weisen meist einen nied
rigeren gesellschaftlichen Entwicklungsstand auf und sind daher stark materialistisch 
orientiert. Individuen spielen in diesen Gesellschaften eine untergeordnete Rolle. Statt
dessen stehen das Kollektiv und sein Wohlergehen im Vordergrund. Daher ist auch die 
Bereitschaft hoch, für das eigene Land zu kämpfen. Je mehr die Rolle von Individuen aber 
gestärkt wird und je mehr die Kosten-Nutzen-Kalkulation von Einzelnen in den Vorder
grund rückt, desto kleiner wird der Beitrag, den diese Individuen bereit sind, für die 
Gesellschaft zu leisten. 

Wie die empirischen Befunde zuvor jedoch gezeigt haben, mag dieses Argument 
zwar für ausgesuchte Staaten Zentral- und Südeuropas gelten. Die skandinavischen 
Staaten, die aus demokratiepolitischer, sozialer und wirtschaftlicher Perspektive zu 
den Top-Nationen weltweit zählen, scheinen davon aber unberührt zu sein. Welche 
Faktoren sind es also, neben der Modernisierung von Gesellschaften, die sich positiv 
oder negativ auf die Wehrhaftigkeit von Staaten auswirken? In der Literatur finden sich 
fünf unterschiedliche Bündel von Faktoren, die eine Auswirkung auf die W2F haben: (1) 
soziodemographische Faktoren, (2) sozio-ökonomische Faktoren, (3) die politische Ori
entierung von Menschen, (4) Erfahrung mit Wehrdienst und Annahmen über kollektives 
Handeln im Verteidigungsfall sowie (5) die Salienz von Bedrohungswahrnehmungen 
und die öffentliche Debatte darüber. 

Das erste Bündel an Faktoren, das die Wehrhaftigkeit von Menschen beeinflusst, 
sind sozio-demographische Faktoren wie Geschlecht, Alter und formaler Bildungsgrad. 
Frauen weisen im Durchschnitt eine statistisch signifikant geringere Wehrbereitschaft 
auf als Männer.18 Grund dafür sind neben der politischen Orientierung (auf die wir in 
weiterer Folge noch genauer eingehen werden) vor allem die geringe Identifikation mit 
Armeen, was vor dem Hintergrund der fehlenden Wehrpflicht von Frauen in fast allen 
Staaten nachvollziehbar ist.19 Von den wenigen Staaten, in denen eine Wehrpflicht für 
Frauen existiert, befinden sich übrigens drei in Europa: Norwegen, Schweden und in 
Zukunft auch Dänemark. Neben dem Geschlecht trägt auch ein ansteigendes Lebens
alter zur Verringerung der W2F bei. Je älter Menschen werden, desto größer werden 
auch ihre individuellen Opportunitätskosten und damit sinkt ihre Bereitschaft, ihr 
Leben für andere aufs Spiel zu setzen.20 Wie Reznik zeigt, kann sich dieser Effekt aber 
auch umkehren. Je älter Menschen werden, desto wahrscheinlicher haben sie Kinder 
und desto eher sind sie wiederum bereit, zum Schutz ihrer Nachkommen zur Waffe zu 
greifen und ihr Land zu verteidigen.21 

Ein ähnliches Phänomen ist auch bei der Variable Bildung zu beobachten. Ein höhe
rer formaler Bildungsgrad führt zu mehr Lebenschancen und bringt damit auch mehr 
Opportunitätskosten mit sich. Formal gebildetere Menschen weisen daher im Durch
schnitt eine geringere W2F auf.22 Während diese Erkenntnis zwar auf Europa zutrifft, 
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zeigt sich am Beispiel der USA aber ein gegensätzliches Bild. Weil formal höher gebil
dete Menschen mehr Verständnis für Außen- und Sicherheitspolitik aufweisen, ist ihre 
Wehrhaftigkeit höher als jene von Menschen mit formal geringerer Bildung.23 

Ein gemischtes Bild zeigen auch die sozio-ökonomischen Faktoren, die zur Wehrhaftig
keit beitragen. So gibt es einerseits Studien, die argumentieren, dass Menschen mit un
sicherem ökonomischen Status ihren Fokus eher auf die Sicherung ihrer persönlichen 
Bedürfnisse legen und daher weniger bereit sind, sich für die Gesellschaft einzusetzen, 
womit sich schlussendlich auch ihre Wehrhaftigkeit verringert.24 Andere Studien zeigen 
wiederum, dass es vor allem reichere Menschen mit mehr Lebenschancen sind, die eine 
geringere W2F haben.25 

Jedenfalls gehört die Variable Verteilungsgerechtigkeit zu jenen Faktoren, die sich 
auf die Wehrhaftigkeit auswirken. Staaten mit einem hohen Maß an Verteilungsgerech
tigkeit haben meist eine höhere Wehrhaftigkeit als Staaten mit ungleicher Einkommens
verteilung.26 Aber während Wu in seiner Studie zeigen kann, dass sich bei ungleicher 
Einkommensverteilung der Nationalstolz der sozial schwächeren Bevölkerungsgruppen 
reduziert und sie daher weniger gewillt sind, ihr Land mit der Waffe zu verteidigen27, 
kommen Anderson, Getmansky und Hirsch-Hoefler zu anderen Ergebnissen28. Sie ar
gumentieren, dass die ärmeren Schichten in sozial ungleichen Staaten oft stärker natio
nalistisch geprägt und daher wehrhafter sind als ihre sozial besser gestellten Landsleute. 
Ungleiche Einkommensverteilung resultiert aber auch in der Wahrnehmung, sozial aus
gegrenzt zu sein. Oder anders ausgedrückt, je eher sich Menschen als Teil einer Gesell
schaft begreifen, desto eher sind sie bereit für diese Gesellschaft Opfer zu bringen und 
im Verteidigungsfall zu den Waffen zu greifen.29 

Drittens beeinflusst die politische Orientierung die Wehrhaftigkeit. Menschen, die eher 
am rechten Rand des politischen Spektrums verortet sind, weisen eine höhere Bereit
schaft zur Wehrhaftigkeit auf als Menschen links der politischen Mitte30. Das hat unter 
anderem damit zu tun, dass gerade Menschen rechts der Mitte einen größeren Natio
nalstolz und mehr Bewunderung für ihre Armee haben.31 Was diesen Faktor zudem noch 
verstärkt ist der Umstand, dass diese Personengruppen im Durchschnitt mehr Vertrauen 
in den Staat und seine (Sicherheits-)Institutionen haben, was wiederum in einer größe
ren Wehrbereitschaft resultiert.32 

Viertens beeinflusst die Erfahrung im eigenen Wehrdienst und die Annahme über kollek
tives Handeln im Verteidigungsfall die W2F. Wie zum Beispiel Parmak und Tyfa in ihrer 
Studie zeigen, sind Menschen, die positive Erfahrungen und Erinnerungen mit ihrem 
Wehrdienst verbinden, deutlich eher bereit ihr Land auch mit Waffengewalt zu verteidi
gen, als es Menschen sind, die schlechte oder gar keine Erfahrungen gemacht haben.33 
Dass Wehrhaftigkeit aber auch etwas mit einem Gefühl bzw. dem Wissen, Teil kollek
tiven Handelns zu sein, zu tun hat, zeigen Wang und Eldemerdash in ihrer Analyse.34 
Menschen sind nämlich dann wehrhaft, wenn sie nicht das Gefühl haben, die einzigen 
zu sein, die ihr Land verteidigen. Wenn sie überzeugt davon sind, im Verteidigungsfall 
auch auf andere zählen zu können und Teil einer Gemeinschaft zu sein, steigert das ih
re Wehrhaftigkeit. Gerade dieser Faktor zeigt, wie wichtig die öffentliche Debatte zum 
Thema Wehrhaftigkeit ist. Ohne eine solche Auseinandersetzung können sich Menschen 
kein fundiertes Urteil über die Notwendigkeit der W2F und die Bereitschaft ihrer Mit
menschen, ihr Land gemeinsam zu verteidigen, machen. 
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Das bringt uns zum fünften und letzten Faktor, nämlich der Bedrohungswahrnehmung 
und der öffentlichen Debatte darüber. Je höher die externe territoriale Bedrohung für einen 
Staat ist, bzw. je größer die individuelle und kollektive Bedrohungswahrnehmung einer 
Bevölkerung im Hinblick auf eine solche Gefahr, desto höher ist auch der Wehrwille der 
Bevölkerung.35 Wie Häkkinen und Kaarkoski aber zeigen, ist es vor allem die öffentliche 
Debatte über eine solche Bedrohung, die Staaten wie Finnland und Schweden hilft, trotz 
ihrer postmodernen Gesellschaften eine überdurchschnittlich hohe W2F aufzuweisen 
und damit ihr Abschreckungspotential etwaigen Aggressoren gegenüber zu erhöhen.36 
Fehlt eine solche öffentliche Debatte oder wird sie von historischen Kriegserfahrungen 
und einer daraus resultierenden nationalen Kultur (wie zum Beispiel Neutralität oder Ri
siko-Aversion) überlagert, dann ist mit einer deutlichen Reduktion der Wehrbereitschaft 
von Bevölkerungen zu rechnen.37 Daneben wirken sich auch noch Sicherheitsgarantien 
von Großmächten negativ auf die W2F aus. Ein solcher externer Schutz reduziert die An
reize für Staaten und ihre Gesellschaften, sich selbst verteidigen zu müssen und erhöht 
die Wahrscheinlichkeit des Trittbrettfahrens.38 

Wie diese kurze Übersicht der Forschung zu W2F gezeigt hat, gibt es zahlreiche Fak
toren, die für sich alleine und in ihrem komplexen Zusammenspiel die Wehrhaftigkeit 
von Menschen und Gesellschaften beeinflussen. Im Kern geht es letztendlich aber im
mer darum, dass Menschen dann wehrhaft sind, wenn sie aufgrund externer Bedrohun
gen und als Ergebnis öffentlicher Debatten das Gefühl haben, dass es sich lohnt, für ihre 
Gesellschaft (von der sie geschätzt und wahrgenommen werden) einzutreten. Diese Fak
toren relativieren den Einfluss erhöhter Lebenschancen und damit verbundene Oppor
tunitätskosten, die für sich genommen eher zur Reduktion der W2F führen. 

Die untergeordnete Rolle außen- und sicherheitspolitischer Bedrohungen und 
die »Schutzfunktion« der Neutralität 

Vor dem Hintergrund der soeben beschriebenen Faktoren stellt sich nun die Frage, wie es 
um die Wehrhaftigkeit der österreichischen Bevölkerung bestellt ist. Um diese Frage zu 
beantworten, greifen wir auf die Ergebnisse der zweiten Welle des Austrian Foreign Poli
cy Panel Project (AFP3) zurück. Im Zuge dieses Umfrageprojekts wurden im Juni und Juli 
2024 über 3.000 Österreicher:innen ab 18 Jahren über eine Quotenstichprobe ausgewählt 
und zu ihren außen- und sicherheitspolitischen Einstellungen befragt (siehe hierzu auch 
den Beitrag vom Anna Saischek und Anna Stock in diesem Band).39 

In diesem Abschnitt werden wir die Ergebnisse dieser Umfrage im Kontext des zuvor 
dargelegten Wissens über den Einfluss unterschiedlicher Faktoren auf die Wehrbereit
schaft von Staaten präsentieren. Im ersten Schritt zeigen wir, wie sich die W2F der öster
reichischen Bevölkerung im europäischen Vergleich darstellt. Anschließend werden wir 
zweitens die Wehrbereitschaft vor dem Hintergrund sozio-demographischer und sozio- 
ökonomischer Faktoren diskutieren. Drittens gehen wir auf den Einfluss politischer Ori
entierungen und des Vertrauens in staatliche Institutionen ein und zeigen viertens, in
wiefern der Umstand, dass Menschen Militärdienst geleistet haben, Auswirkungen auf 
deren Wehrbereitschaft hat. Wir beenden den Abschnitt fünftens, indem wir detaillier
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ter auf die Bedrohungswahrnehmung, also die Salienz von außen- und sicherheitspoli
tischen Themen und den Einfluss der Neutralität auf die Wehrbereitschaft, eingehen. 

Im europäischen Vergleich zeigt sich für Österreich zur Frage der Wehrhaftigkeit ein 
sehr ernüchterndes Bild. Auf die Frage »Angenommen, Österreich wird angegriffen. 
Denken Sie, dass wir bewaffneten Widerstand leisten sollten, auch wenn der Ausgang 
ungewiss erscheint?«, antworteten rund 50 % der Befragten mit »Ja, auf jeden Fall« bzw. 
»Ja, wahrscheinlich schon«. Das heißt, nur die Hälfte der Österreicher:innen ist der 
Meinung, dass man sich bei einem bewaffneten Angriff auf das Land verteidigen sollte. 
Noch ernüchternder wird das Bild, wenn nach der individuellen Bereitschaft gefragt 
wird, sich an der militärischen Landesverteidigung aktiv zu beteiligen. Nur 14 % der Be
fragten gab an, ihr Land mit der Waffe verteidigen zu wollen und 19 % waren zumindest 
bereit, einen anderen militärischen Beitrag (zum Beispiel Versorgung von Soldaten oder 
Herstellung kriegswichtiger Güter) zu leisten. Im Vergleich dazu sind in Schweden über 
80 % der Bürger:innen laut European Values Study bzw. World Value Survey bereit, ihr Land 
im Falle eines bewaffneten Angriffs mit der Waffe zu verteidigen.40 Ähnlich hohe Werte 
gibt es in Norwegen und Finnland. 

Abbildung 1: Wehrhaftigkeit im europäischen Vergleich 

Eigene Abbildung 

In Summe gaben also nur 33 % an, wehrhaft im erweiterten Sinne zu sein, also ei
nen Beitrag zur militärischen Landesverteidigung leisten zu wollen, der vom Einsatz von 
Waffengewalt bis hin zu der Versorgung von Soldat:innen und der Herstellung kriegs
wichtiger Güter reicht. Ein solcher Wert sucht im Vergleich zu anderen europäischen 
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Staaten seinesgleichen (siehe Abbildung 1). Nur Österreichs Nachbarstaaten Tschechi
en und Slowakei sowie Spanien weisen laut den aktuellen Daten des World Values Survey 
ähnlich niedrige Werte auf – wenngleich hier angeführt werden muss, dass diese Daten 
vor dem Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine, die Zahlen zu Österreich aber über 
ein Jahr nach der russländischen Invasion erhoben wurden. Italien kam laut dem World 
Values Survey auf eine Wehrbereitschaft von 45 %, Deutschland auf 53 %, die Schweiz auf 
63 % und Slowenien sogar auf 81 %. Spitzenreiter sind die skandinavischen Staaten Finn
land (80 %), Norwegen (89 %) und Schweden (84 %). 

Interessant in diesem Zusammenhang ist auch die Frage, inwiefern die österreichi
sche Bevölkerung sich im Falle eines bewaffneten Angriffs auf ihr Staatsgebiet militäri
sche Hilfe von den EU-Partnern erwartet und inwiefern Österreich im Gegenzug bereit 
wäre, einem EU-Mitgliedstaat im Kriegsfall militärisch zur Hilfe zu kommen. 85 % der 
Befragten erwarteten sich »definitiv« bzw. »eher schon« Hilfe von anderen EU-Staaten 
bei einem Angriff auf Österreich. Aber nur 20 % stimmten »sehr zu« oder »eher zu«, ei
nem EU-Mitglied militärisch zur Hilfe zu kommen. Auch wenn die EU-Verträge und die 
österreichische Bundesverfassung eine solche militärische Hilfe durchaus ermöglichen 
würden, lehnt ein Großteil der Befragten dies ab (siehe hierzu im Detail den Beitrag von 
Anna Saischek und Anna Stock). 

Damit offenbart sich ein ernstzunehmendes Solidaritätsproblem. Einerseits mit 
großer Sicherheit von den EU-Verbündeten Hilfe nach einem bewaffneten Angriff zu 
erwarten, gleichzeitig aber nicht bereit zu sein, selbst militärisch zu helfen, verfestigt 
Österreichs Bild als sicherheitspolitischen Trittbrettfahrer. Dass diese Haltung mit einer 
europaweit fast einzigartig niedrigen Wehrbereitschaft gepaart ist, macht die Sache 
nicht besser (siehe hierzu auch den Beitrag von Ralph Janik). 

Es stellt sich daher die Frage, welche Faktoren diesen Befund einer äußerst geringen 
Wehrbereitschaft und Solidarität erklären und welche politischen Konsequenzen daraus 
zu ziehen sind. Wirft man zunächst einen Blick auf die sozio-demographischen Faktoren, 
so zeigt sich, dass die niedrige Wehrbereitschaft unter anderem eine Geschlechterfrage 
ist (siehe Abbildung 2). Wären nur Männer befragt worden, wären 43 % der Österreicher 
wehrhaft im erweiterten Sinne. Frauen sind statistisch signifikant weniger bereit, zur 
Waffe zu greifen oder einen anderen militärischen Beitrag zur Landesverteidigung zu 
leisten. Diese Beobachtung ist laut World Values Survey auch zum Beispiel in Deutschland 
und Finnland zutreffend. Kaum bis keinen Unterschied gibt es allerdings in Norwegen 
und Schweden in Bezug auf den Zusammenhang zwischen Geschlecht und Wehrhaftig
keit. 

Auch das Alter (siehe Abbildung 3) hat Einfluss auf die W2F. Während die Wehrbe
reitschaft in den Altersgruppen 18–59 ähnlich hoch ist (bescheidene Mitte 30 %), fällt sie 
bei der Generation 60+ auf nur mehr rund 26 bis 27 % ab. 
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Abbildung 2: Wehrhaftigkeit und Geschlecht 

Eigene Abbildung 
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Abbildung 3: Wehrhaftigkeit und Alter 

Eigene Abbildung 
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Daneben spielt auch der Faktor Bildung (siehe Abbildung 4) eine bedingte Rolle. Ge
nerell ist die W2F der österreichischen Bevölkerung über alle Bildungsschichten hin
weg vergleichbar niedrig. Menschen mit der formal niedrigsten Bildung (»Hauptschule/ 
Unterstufe« als höchsten Bildungsabschluss) weisen aber den größten Anteil an »Weiß 
nicht«-Antworten auf die Frage nach der Wehrhaftigkeit auf. Das deutet darauf hin, dass 
sie sich diese Menschen schwersten damit tun, diese Frage informiert zu beantworten. 
Alle anderen Bildungsgruppen haben vergleichbare (und generell auch niedrige) Werte, 
wobei die Gruppe jener Menschen mit einem Studienabschluss sich am besten über diese 
Frage informiert weiß (ähnlich wie in den USA). 

Keine Rolle spielt die Herkunft der Befragten. Burgenländer:innen sind ähnlich 
wehrhaft wie Vorarlberger:innen. Tiroler:innen sind nicht wehrhafter als Niederöster
reicher:innen. Einen Einfluss auf die W2F hat allerdings das Einkommen (siehe Abbildung 
5). Je mehr Österreicher:innen im Durchschnitt verdienen, desto eher sind sie bereit 
zur militärischen Landesverteidigung einen Beitrag zu leisten. Obwohl sich die Werte 
auch hier alle auf einem niedrigen Niveau bewegen, scheint materielle Sicherheit (trotz 
der damit verbundenen höheren Opportunitätskosten) mit einer erhöhten Wehrbe
reitschaft zu korrelieren. Das mag damit zusammenhängen, dass Menschen, denen es 
wirtschaftlich gut geht, eher bereit sind, sich für das Gemeinwohl einzusetzen, von dem 
sie ökonomisch augenscheinlich profitieren. 

Eine sehr eindeutige und statistisch signifikante Auswirkung hat die politische Orien
tierung von Österreicher:innen auf die W2F (siehe Abbildung 6). Je weiter rechts sich die 
Befragten am politischen Spektrum verorteten, desto höher war ihre Bereitschaft zur 
militärischen Landesverteidigung. Österreicher:innen rechts der Mitte weisen eine um 
knapp 20 %-Punkte höhere Wehrbereitschaft auf als jene links der Mitte. 

Wie im vorigen Abschnitt dargelegt gibt es hier auch einen engen Zusammenhang 
mit dem Vertrauen dieser Menschen in staatliche Institutionen. Wie Abbildung 7 zeigt, steigt 
die Wehrbereitschaft signifikant mit dem Vertrauen der betreffenden Personen in die 
Regierung. 

Ein ähnliches Ergebnis erhält man auch, wenn man statt nach dem Vertrauen in die 
Regierung nach jenem in das österreichische Bundesheer fragt. In diesem Zusammen
hang ist auch der Umstand von Bedeutung, ob Menschen Militärdienst im Rahmen der 
Wehrpflicht geleistet haben, oder ob sie stattdessen Zivildiener waren (siehe Abbildung 
8). Jene Österreicher, die Wehrdienst und nicht Zivildienst geleistet haben, weisen mit 
50 % eine um rund 20 %-Punkte höhere Wehrbereitschaft auf als ehemalige Zivildiener. 
Diese Beobachtung bestätigt somit die im vorigen Abschnitt dargelegte Beziehung zwi
schen (positiven) Erfahrungen im Wehrdienst und der W2F der betreffenden Personen. 

Die bisher genannten Faktoren erklären aber nicht, warum Österreich eine im inter
nationalen und europäischen Vergleich sehr geringe W2F aufweist. Vielmehr bestätigt 
der Fall Österreich viele der Erwartungen, die sich aus der bestehenden Forschung er
geben. Würde man also nur diese Faktoren betrachten, dürfte Österreich kein Ausreißer 
sein. Es müssen also (noch) andere Faktoren wirken. 
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Abbildung 4: Wehrhaftigkeit und Bildung 

Eigene Abbildung 
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Abbildung 5: Wehrhaftigkeit und Einkommen 

Eigene Abbildung 
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Abbildung 6: Wehrhaftigkeit und politische Orientierung 

Eigene Abbildung 
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Abbildung 7: Wehrhaftigkeit und Vertrauen in Regierung 

Eigene Abbildung 
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Abbildung 8: Wehrhaftigkeit und Militärdienst 

Eigene Abbildung 
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Ein Blick auf den Faktor Salienz politischer Themen und die Bedrohungswahrnehmung gibt 
hier vielleicht mehr Aufschluss über die Ursachen dieser Besonderheit. Wie Abbildung 
9 zeigt, nehmen außen- und sicherheitspolitische Themen (die rot eingefärbten Balken) 
für die befragten Österreicher:innen eine nur eher untergeordnete Rolle ein. Themen wie 
»steigende Preise« oder generell die »wirtschaftliche Lage« scheinen sie weitaus mehr zu 
beschäftigen als ein »Krieg im Umfeld«, »Konflikte zwischen Großmächten«, »Terroris
mus« oder ein möglicher »Rüstungswettlauf«. 

Abbildung 9: Salienz von Themen 

Eigene Abbildung 

Es verwundert daher nicht, dass Personen, die sich unsicher fühlen41, eine geringere 
W2F haben (siehe Abbildung 10). Nur jene Befragten, die angaben, sich aktuell »sehr si
cher« zu fühlen, hatten auch eine überdurchschnittliche Wehrbereitschaft. Das bestätigt 
damit auch den im vorigen Abschnitt dargelegten positiven Zusammenhang zwischen 
existentieller Sicherheit, subjektivem Bedrohungsgefühl und der W2F. Nur wenn Men
schen sich existentiell sicher fühlen, können sie sich den »Luxus« der Wehrbereitschaft 
leisten. Und nur wenn sie von einer Bedrohung von außen auch wirklich überzeugt sind, 
sind sie wiederum bereit, ihr Land auch mit militärischen Mitteln zu verteidigen. Bei
des scheint im Falle Österreichs jedoch nicht zuzutreffen. Die Sorge um das eigene wirt
schaftliche Wohlergehen überlagert mögliche außen- und sicherheitspolitische Bedro
hungswahrnehmungen, die selbst wiederum nur eine untergeordnete Rolle spielen. 

In diesem Kontext ist auch die tiefgreifende Überzeugung der Befragten zu verste
hen, dass die Neutralität ein Kernelement der staatlichen Identität ausmacht und diese 
Neutralität Österreich effektiv vor Kriegen schützt. Wie Abbildung 11 deutlich macht, 
haben jene Österreicher:innen, welche die Neutralität als fest verankertes Element ihrer 
Identität begreifen (»Stimme voll und ganz zu« und »Stimme zu«) eine statistisch signi
fikant niedrigere W2F, als jene Menschen, für die die Neutralität keinen Identitätsanker 
bildet. 
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Abbildung 10: Wehrhaftigkeit und Sicherheitsgefühl 

Eigene Abbildung 
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Abbildung 11: Wehrhaftigkeit und Neutralität als Identität 

Eigene Abbildung 
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Damit zeigt sich ein doppeltes Problem der außen- und sicherheitspolitischen De
batte in Österreich. Einerseits versäumt es die Politik (Regierung und politische Parteien 
gleichermaßen), einen offenen und ehrlichen Dialog über außen- und sicherheitspoliti
sche Bedrohungen, europäische Solidarität im militärischen Kontext und die Rolle und 
Möglichkeiten Österreichs innerhalb der europäischen Sicherheitsarchitektur zu füh
ren. Zugleich führt das Tabu, nicht über den Sinn und Mehrwert der Neutralität unter 
den veränderten Rahmenbedingungen politisch diskutieren zu können, zu einem Ver
ständnis dieser Neutralität durch die Bevölkerung, als ob sie ein Garant für eine Distanz 
zu Kriegen sei. 

Beide Themen für sich und zusammengenommen tragen maßgeblich dazu bei, dass 
die W2F der Österreicher:innen im Vergleich zu allen anderen europäischen Staaten auf 
einem Allzeit-Tiefpunkt liegt. Es ist also nicht so sehr die postmoderne oder gar post
heroische österreichische Gesellschaft, sondern die hier diskutierten Faktoren, die Ös
terreichs Wehrhaftigkeit auf einem sicherheitspolitisch bedenklichen Niveau hält und 
damit zwangsläufig Österreich zum sicherheitspolitischen Trittbrettfahrer und Netto
empfänger europäischer Sicherheit macht. 

Für die Politik ergeben sich daraus zwei Handlungsoptionen. Sie könnte versuchen, 
die Wehrhaftigkeit zu erhöhen, indem sie außen- und sicherheitspolitische Themen und 
Herausforderungen breiter in die Öffentlichkeit bringt und sie dort kontrovers disku
tiert. Die Bevölkerung muss verstehen, vor welchen Herausforderungen Österreich als 
Teil der EU steht und wie man diesen Herausforderungen gemeinsam begegnen kann. 
Unweigerlich damit zusammenhängend bedarf es einer ergebnisoffenen Diskussion 
über die Neutralität: Inwiefern ist diese immer noch zeitgemäß und dient wirklich der 
Sicherheit Österreichs und seiner Bevölkerung? Wie kann es eine Neutralität innerhalb 
der EU überhaupt noch geben? 

Wenn man diese Diskussion scheut, wäre eine alternative Option, die niedrige Wehr
bereitschaft als eine Tatsache zu akzeptieren. Dann muss sich die österreichische Politik 
allerdings die Frage stellen, welchen solidarischen Beitrag man trotzdem zur europäi
schen Sicherheitsarchitektur beisteuern möchte. Österreich könnte die EU-Partner zum 
Beispiel im nicht-militärischen Bereich entlasten oder sie durch ein erhöhtes Engage
ment im Bereich der Konfliktbearbeitung freispielen. Vor diesem Hintergrund müss
ten dann aber auch die aktuellen und geplanten Rüstungsvorhaben des österreichischen 
Bundesheeres gesehen und dementsprechend auf diese Erfordernisse angepasst wer
den. 

Was es in beiden Fällen braucht, ist jedenfalls eine umfassende politische Debatte 
und mutige Entscheidungen. Diese Debatte nicht zu führen, resultiert letztlich nur dar
in, das Schlechteste aus beiden Alternativen zu bekommen: Eine nicht-wehrhafte Bevöl
kerung, fehlende Solidarität mit den Mitgliedstaaten der EU und ein Bundesheer, das 
über Fähigkeiten verfügt, welche die Bevölkerung im Notfall nicht wirklich eingesetzt 
sehen will. 
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Zusammenfassung und Ausblick 

Ziel dieses Beitrages war es, Antworten auf die Frage zu finden, wie wehrhaft die öster
reichische Gesellschaft ist und welche Faktoren die vergleichsweise geringe Wehrhaftig
keit erklären. Wie wir mit Hilfe der Ergebnisse des Austrian Foreign Policy Panel Project 
(AFP3) zeigen konnten, ist Österreich im Vergleich zu anderen europäischen Staaten ei
nes der Schlusslichter, wenn es um die willingness to fight geht. Der Großteil der Österrei
cher:innen ist auch nicht bereit, anderen EU-Mitgliedstaaten im Falle eines bewaffneten 
Angriffs zur Hilfe zu kommen, erwartet sich umgekehrt aber europäische Hilfe im Falle 
eines Angriffs auf das österreichische Staatsgebiet. 

Die Ursachen für diese niedrige Wehrbereitschaft liegen jedoch nicht im postmoder
nen oder postheroischen Charakter der österreichischen Gesellschaft. Die Auswirkun
gen der sozio-demographischen und sozio-ökonomischen Faktoren entsprechen auch 
im Falle Österreichs großteils den Erwartungen, die wir aus der Theorie sowie aus ande
ren Ländern kennen. Ähnliches gilt für die politische Orientierung und das Vertrauen in 
staatliche Institutionen. 

Was Österreich jedoch von den skandinavischen Staaten und ihrer hohen Wehrbe
reitschaft unterscheidet, ist die untergeordnete Rolle, die außen- und sicherheitspoliti
sche Themen für die Bevölkerung spielen. Auch nach mehr als zwei Jahren des Angriffs
kriegs Russlands gegen die Ukraine (Datum der Erhebung Juni/Juli 2024) scheinen solche 
Themen im Vergleich zur wirtschaftlichen Sicherheit nachrangig zu sein. Zudem über
lagert der Glaube, die Neutralität sei ein fest verankertes Identitätsmerkmal und schüt
ze vor Kriegen, die politische Debatte bzw. verunmöglicht sie. All diese Faktoren führen 
zu einer äußerst niedrigen Wehrbereitschaft, die nicht nur aus sicherheitspolitischen 
Überlegungen problematisch ist, sondern auch im Kontext der fehlenden Solidarität Ös
terreichs gegenüber den europäischen Verbündeten viele Fragen aufwirft. 

Es wäre höchst an der Zeit, dass sich die Politik dieser Herausforderungen aktiv an
nimmt. Es braucht aus Perspektive der Wehrhaftigkeit eine ergebnisoffene politische 
Debatte über den Mehrwert und die Zukunft der bewaffneten Neutralität und Österreichs 
Rolle in der europäischen Sicherheitsarchitektur. Die Politik muss dieser Aufgabe nach
kommen und der Bevölkerung damit Handlungsoptionen präsentieren, aufgrund derer 
sie informierte Entscheidungen treffen kann. Ein Ausbleiben einer solchen Debatte ist 
sicherheitspolitisch bedenklich und ein staatspolitisches Versagen. 
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